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Bei der Berechnung der Hartz-IV-
Regelsätze soll nach dem Willen der
schwarz-gelben Bundesregierung al-
les beim alten bleiben. Dies bedeu-
tet: Auch zukünftig sollen die Sätze
aus den Verbrauchsausgaben von
Haushalten mit sehr geringem Ein-
kommen abgeleitet werden. In die-
ser Vergleichsgruppe befinden sich
sogar viele Haushalte, die weniger als
Hartz IV zum Leben haben.

Dies geht aus einem Bericht der
Bundesregierung zur Überprüfung
der Methode zur Bestimmung der
Regelsätze hervor.  Würden die so
genannten „verdeckten Armen“, also

Haushalte die aufgrund ihres geringen
Einkommens einen Anspruch auf
Hartz IV haben, aber keine Leistun-
gen beantragen, aus der Vergleichs-
gruppe herausgenommen, dann
steigt die Basis für die Hartz-IV-Be-
rechnung um bis zu 21 Euro an. Wür-
den zudem noch die Aufstocker mit
Kleinsteinkünften bis 100 Euro her-
ausgerechnet, steigt der Ausgangs-
wert um 34 Euro an.

Das Institut für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung (IAB) hatte für den
Bericht der Regierung die „verdeck-
ten Armen“ untersucht. Laut IAB ver-
zichten 34 bis 43 Prozent der eigent-

lich Anspruchsberech-
tigten auf Hartz-IV-Lei-
stungen. Dies sind bis
zu 4,9 Millionen Men-
schen. Auf sechs Haus-
halte, die Hartz IV be-
ziehen, kommen also
bis zu vier Haushalte,
die ihren Hartz-IV-An-
spruch nicht wahrneh-
men.

Die beiden Hauptar-
gumente, mit denen
die Regierung das Fest-
halten am bisherigen
Verfahren begründet,
sind abenteuerlich:

Die Gruppe der ver-
deckten Armen könne
nicht wissenschaftlich
ganz exakt bestimmt
und abgegrenzt wer-
den. Das stimmt. Aber
deshalb das Problem
überhaupt nicht anzu-
gehen? Zumal die IAB-
Studie zeigt, dass sich

die Gruppe der verdeckten Armen
sehr wohl zumindest annäherungs-
weise bestimmen lässt.

Zudem – so die Regierung – wür-
de bei einer Herausnahme der ver-
deckten Armen durch nachrückende
Haushalte mit höherem Einkommen
in die Vergleichsgruppe der Bezugs-
punkt „in den mittleren Einkommens-
bereich“ verlagert.

Mit anderen Worten: Es kann ja
wohl nicht sein, eine Grundsicherung
nach mittleren Einkommen zu bemes-
sen. Von wegen: Ohne die verdeck-
ten Armen steigt die Einkommens-
obergrenze der Vergleichsgruppe be-
zogen auf Alleinstehende von 901 auf
945 Euro, bezogen auf Paarhaushal-
te mit einem Kind von 2.327 auf 2.491
Euro.

Das sind untere und keine mittle-
ren Einkommen. Die einkommens-
schwächsten 23,5 Prozent der Allein-
stehenden bzw. 25,5 Prozent der
Paarhaushalte mit einem Kind fallen
in diese Einkommensklassen.

Eine grundsätzliche Kritik an der
Herleitung der Regelsätze liefert das
Positionspapier des Bündnisses für
ein menschenwürdiges Existenzmini-
mum.

Die 40-seitige Broschüre kann ko-
stenlos bei der KOS bestellt werden.
w w w. m e n s ch e n w u e r d i g e s -
existenzminimum.org
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Bei gleicher Arbeit haben Leihar-
beiter Anspruch auf die gleiche Be-
zahlung wie die Stammbelegschaft
(„Equal Pay“). So steht es im Arbeit-
nehmerüberlassungsgesetz. Von die-
sem Grundsatz darf nur abgewichen
werden, wenn ein Tarifvertrag ande-
re Arbeitsentgelte regelt.

Gleiche Bezahlung wurde in der
Vergangenheit ausgehebelt, da die so
genannten christlichen Gewerkschaf-
ten Gefälligkeitstarifverträge mit den
Verleihern abgeschlossen hatten.

Deshalb schlossen auch die DGB-
Gewerkschaften Tarifverträge ab. „Die
Christlichen“ haben sich aus dem Ta-
rifgeschäft zurückgezogen, nachdem
das Bundesarbeitsgericht ihnen die
Tariffähigkeit absprach. Die DGB-Ta-
rifgemeinschaft verhandelt zurzeit
über einen neuen Entgelt-Tarifvertrag.

„Warum denn das?“ fragen nicht
zuletzt erwerbslose Gewerkschafts-
mitglieder, denen unter Androhung
von Kürzungen schlecht bezahlte
Leiharbeitsstellen aufgezwungen
werden. Wir stellen Pro- und Contra-
Argumente zur Diskussion.

Nachwirkung

Tarifverträge wirken für die „Alt-
Beschäftigten“ nach. Deshalb werde
der gesetzliche Gleichbehandlungs-
grundsatz ohnehin nicht greifen son-
dern weiterhin durch den nachwirken-
den Tarifvertrag ausgesetzt, argumen-
tieren die Befürworter eines Tarifver-
trages. Ein neuer Abschluss sei da-
her sinnvoll, um zumindest Lohnerhö-
hungen durchzusetzen.

Die Nachwirkung ist aber unter
Juristen umstritten. Normalerweise
hat sie eine Schutzfunktion für die
Arbeitnehmer. In der Leiharbeit wür-
de sie sich jedoch in einen Nachteil
verwandeln, da sie Equal-Pay verhin-
dert.

Darauf weisen die Kritiker eines
Tarifvertrages hin. Sie gehen davon
aus, dass ein ausgelaufener Tarifver-
trag, der auch nicht erneuert werden
soll, die gesetzliche Equal-Pay-Vorga-
be nicht aushebeln kann. Falls doch,

Vorzug tarifliche Lösung?

Gewerkschaften sind umso attrak-
tiver, je mehr sie für ihre Beschäftig-
ten herausholen können. Auch dieser
Aspekt spielt wohl bei den Befürwor-
tern eine Rolle.

Die Branchenzuschläge für Leihar-
beiter in der Metallindustrie etwa sind
beachtlich und helfen sicherlich, Leih-
arbeiter als Mitglieder zu gewinnen.

Doch der Charme der Durchset-
zungsmacht steht im Spannungsver-
hältnis zum Ziel, gleichen Lohn für
gleiche Arbeit flächendeckend durch-
zusetzen, also auch in Branchen, wo
dies aufgrund mangelnder Stärke nur
gesetzlich und nicht tariflich gelingen
wird.

Pro und Contra:

Tarifvertrag für die Leiharbeit?

Neuauflage 2013

www.tacheles-sozialhilfe.de

Zum Einlegeblatt

Eine solche Übersicht gibt es auch zur
Gesundheitspolitik. Die IG Metall
weist darauf hin, dass die Übersich-
ten die/den Leser/in nicht enthebt,
eine eigenständige Wahlentschei-
dung zu treffen. Denn die Tabellen
sagten nichts über die Wertigkeit ei-
nes Politikfeldes – z.B. Arbeitsmarkt-
politik – aus und nichts zur Gewich-
tung der einzelnen Forderungen un-
tereinander.

sei das Problem überschaubar, da
aufgrund der hohen Fluktuation in der
Verleihbranche die Zahl der betroffe-
nen Alt-Fälle schnell sinke.

Mindestlohn

Die unterste Lohngruppe des Ent-
gelttarifvertrages haben die Tarifpar-
teien als Mindestlohntarifvertrag ver-
einbart.

Der Gesetzgeber hat diesen Min-
destlohn per Rechtsverordnung als
verbindliche Lohnuntergrenze festge-
setzt. Damit gilt der Mindestlohn für
alle Leiharbeiter, einschließlich der
aus dem Ausland entsandten Arbeit-
nehmer.

Umstritten ist, ob ohne Tarifvertrag
und somit bei Geltung des Equal-Pay-
Grundsatzes, die gesetzliche Gleich-
behandlung durch Tarife von Verleih-
firmen mit Sitz im Ausland ausgehe-
belt werden kann, also ob ein Min-
destlohntarifvertrag zwingend not-
wendig ist, um grenzüberschreiten-
de Arbeitnehmerüberlassung zu re-
geln.

Strittig ist zudem, ob ein Mindest-
lohntarifvertrag isoliert abgeschlos-
sen werden kann oder ob dieser im-
mer einen allgemeinen Entgelttarif-
vertrag voraussetzt, der Equal-Pay
aussetzt.

Verleihfreie Zeit

Equal-Pay gilt nicht für Zeiten, in
denen Leiharbeiter nicht in einen Ein-
satzbetrieb entliehen sind. Ein starkes
Argument für einen Tarifvertrag, so
die Befürworter, da dieser auch die
Entlohnung in der verleihfreien Zeit
regelt.

Hier sehen auch die Kritiker Bedarf
für eine tarifliche Regelung. Aber
warum deshalb gleich einen umfas-
senden Entgelttarifvertrag auch für
die Verleihzeiten abschließen?

Zudem werde das Ausmaß der
verleihfreien Zeiten überschätzt, da
die Dauer der Beschäftigungsverhält-
nisse beim Entleiher heute oftmals
schon synchron auf die Verleihzeit im
Einsatzbetrieb abgestimmt sei.
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Foto: UmFAIRteilen auf flickr

Eingreifen im
Wahljahr
Regelsätze

DGB, Sozial- und Wohlfahrts-
verbände, Erwerbslosen-Netz-
werke sowie Umweltschützer
und Bauern fordern gemeinsam
im „Bündnis für ein menschen-
würdiges Existenzminimum“,
die Regelsätze deutlich zu erhö-
hen.

Die Forderung wird umso
mehr Kraft entfalten, je mehr
Menschen sie tatkräftig unter-
stützen.

Bitte beteiligt euch nach
Möglichkeit mit eigenen Aktivi-
täten. Dazu hat das Bündnis nun
eine Handlungshilfe mit Anre-
gungen für dezentrale Aktionen
veröffentlicht.

Zudem gibt es einen Muster-
brief, in dem die KandidatInnen
zur Bundestagwahl aufgefor-
dert werden, konkret zu den For-
derungen des Bündnisses Stel-
lung zu beziehen.

Bitte informiert uns, falls Ihr
vor Ort Aktionen macht. Die
Materialien findet Ihr auf
www.erwerbslos.de

UmFAIRteilen

Unter dem Motto „Reichtum
besteuern“ finden eine Woche
vor den Bundestagswahlen am
14. September eine Großde-
monstration in Bochum sowie
eine Demonstration mit Men-
schenkette in Berlin statt.

Bitte beteiligt euch an den
Aktivitäten. Hilfreich und wich-
tig sind auch dezentrale Aktio-
nen im Vorfeld, bei denen für
UmFAIRteilen geworben wird,
Unterschriften gesammelt wer-
den und für die Demos mobili-
siert wird.

Dazu gibt es einen Aktions-
leitfaden mit vielen Tipps und
Anregungen. Vielerorts gibt es
bereits regionale Umfairteilen-
Bündnisse, bei denen man mit-
machen kann.
www.umfairteilen.de

Wir möchten auf zwei Beiträge der
Zeitschrift quer hinweisen:

Extrageld für Brillen

Die Jobcenter gewähren für Bril-
len – wenn überhaupt – nur ein Dar-
lehen für einen unabweisbaren Be-
darf nach § 24 Abs. 1 SGB II, das dann
aus dem Regelsatz abgestottert wer-
den muss.

Meldungen im Internet zum The-
ma Brille werden schnell zu gefährli-
chen Halbwahrheiten, wenn Gerichts-
entscheidungen zur Übernahme der
Kosten für eine Brille nur sehr verkürzt
dargestellt werden.

Der quer-Artikel stellt wichtige Ent-
scheidungen der Rechtsprechung im
Zusammenhang dar und ordnet sie
ein.

Zudem wird erläutert, wie Anträ-
ge auf eine Kostenübernahme ggf.
begründet werden können.
Siehe: www.also-zentrum.de  Zeit-
schrift quer  Downloadbereich  Ex-
trageld für Brillen

Einkommensanrechnung

Schwerpunktmäßig werden die
Fallkonstellationen behandelt, bei de-
nen geringe Erwerbseinkommen mit
anderen Einkommensarten zusam-
mentreffen.

Anhand vieler Beispiele wird dar-
gestellt, um welche Freibeträge das
Einkommen zu bereinigen ist – Frei-
beträge, die heute in der Praxis der
Jobcenter oftmals zum Nachteil der
Leistungsberechtigten unter den
Tisch fallen. Ebenso erläutert wird die

Verlagerung von Freibeträgen auf an-
dere volljährige Personen. Dies
kommt zum Tragen, wenn das vorhan-
dene Einkommen einer Person nied-
riger ist als die Summe der zustehen-
den Freibeträge.

Die Verlagerung ist in den Hinwei-
sen der Bundesagentur zu §§ 11ff (Rz.
11.137) vorgegeben, wird jedoch in
der Praxis nicht angewendet.
Siehe: www.also-zentrum.de  Zeit-
schrift quer  Downloadbereich  Ar-
beitshilfe Einkommensbereinigung

Neue Pfändungsfreigrenzen

Zum 1.7.2013 wurden die Pfän-
dungsfreigrenzen erhöht. So steigt
beispielsweise der Grundfreibetrag
von 1.028,89 Euro auf 1.045,04 Euro.
Die gesamte „Pfändungstabelle“
wurde im Bundesgesetzblatt veröf-
fentlicht.
Zugang über www.bundesan-
zeiger.de, Bundesgesetzblatt (BGBl),
kostenloser Bürgerzugang, BGBl Nr.
16 v. 08.04.2013, S. 711

Beitragsschulden bei der

Krankenkasse

Der Säumniszuschlag in Höhe von
monatlich fünf Prozent der ausstehen-
den Beiträge wird auf ein Prozent
abgesenkt. Zudem werden die Schul-
den aus dem alten, hohen Säumnis-
zuschlag erlassen.

Dies gilt für Personen, die freiwil-
lig in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung versichert sind sowie für
nachrangige Versicherte.

Das sind Personen, für die keine
anderweitige Versicherungspflicht
(z.B. aus einer SV-Beschäftigung oder
ALG- Bezug) besteht und die nur der
generellen Versicherungspflicht unter-
liegen.

Wichtig auch: Wer bisher der Ver-
sicherungspflicht nicht nachgekom-
men ist und sich bis Jahresende bei
einer gesetzlichen Krankenkasse
meldet, muss keine Beiträge für die
Vergangenheit nachzahlen.
Mehr Infos: www.bmg.bund.de

Infos und Arbeitshilfen für die
Beratungspraxis

Dieses A-Info wurde gefördert von der

I M P R E S S U M
V.i.S.d.P.: Horst Schmitthenner (Förderverein ge-
werkschaftliche Arbeitslosenarbeit, Alte Jakob-
straße 149, 10969 Berlin)
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Die DGB-Gewerkschaften fordern
anlässlich der bevorstehenden Bun-
destagswahl einen flächendecken-
den, gesetzlichen Mindestlohns von
mindestens 8,50 Euro die Stunde.
„Viel zu wenig!“ empören sich nicht
wenige Aktive aus Erwerbslosenin-
itiativen. Sie begründen Ihre Kritik
damit, dass auch bei einem Mindest-
lohn von 8,50 Euro die Stunde noch
ein Anspruch auf aufstockende Hartz-
IV-Leistungen bestünde.

Politisch stellt sich die Frage, wel-
chen Vorteil es für die Durchsetzung
eines Mindestlohns bringen soll, sich
von der gewerkschaftlichen Forde-
rung abzugrenzen und diese als un-
zureichend zu kritisieren  – und damit
indirekt zu schwächen. Zumal die
„8,50“ als Einstieg gedacht sind, dem
zügig Erhöhungen folgen sollen.  Hier
aber soll der Frage nachgegangen
werden, ob die „8,50“ tatsächlich zu
einem Haushaltseinkommen führen,
das unterhalb des Hartz-IV-Anspruchs

liegt. Eine differenzierte Betrachtung
ergibt als Antwort ein klares Jein:

Betrachten wir zunächst nur die
Hartz-IV-Leistungen, die einem Nicht-
Erwerbstätigen ohne Einkommen zu-
stehen. Dies waren zuletzt im Durch-
schnitt nur 670 Euro (382 Euro Regel-
satz plus durchschnittlich anerkannte
Wohnkosten von 288 Euro). Aus ei-
nem 8,50-Euro-Mindestlohnarbeits-
verhältnis ergibt sich ein Netto von
rund 1.050 Euro (38,5 Std./Woche,
Alleinstehende, Steuerklasse I). Das
Hartz-IV-Niveau wird also deutlich
überschritten (plus 57 Prozent).

Nun wirken bei Hartz IV aber noch
die Freibeträge für Erwerbstätige in
Höhe von bis zu 300 Euro bzw. 330

Euro mit Kind. Erwerbseinkommen
bis zu dieser Höhe bleibt außer Be-
tracht und anrechnungsfrei. So erhöht
sich die Einkommensgrenze, bis zu
der Erwerbstätige noch einen An-
spruch auf aufstockendes Hartz IV
haben, beispielsweise für Alleinste-
hende auf netto 970 Euro (= Summe
aus dem durchschnittlichen Anspruch
von 670 Euro und dem maximalen
Freibetrag von 300 Euro).

Um diese Anspruchsgrenze zu
überspringen, ist ein entsprechend
höherer Lohn nötig. Aber auch diese
Anforderung erfüllen die „8,50“ mit
dem genannten Nettoverdienst von
1.050 Euro.

Es bleibt sogar noch Luft für eine
deutliche Erhöhung der Regelsätze in
der Größenordnung von 80 Euro, wie
sie etwa ver.di fordert.

Wohlgemerkt: Diese Aussagen
stimmen bezogen auf alleinstehende
Vollzeitbeschäftigte und wenn man
bei Hartz IV die Wohn- und Heizko-

Bruttoarbeitsentgelte oberhalb von „Hartz IV“

sten zugrunde liegt, die die Jobcen-
ter im Durchschnitt anerkennen.

Nun hat auch Gerhard Bäcker in
der Zeitschrift „Soziale Sicherheit“
(Heft 6/2013) in Modellrechnungen
ermittelt, ab welchen Bruttolöhnen
kein Anspruch mehr auf aufstocken-
de Hartz-IV-Leistungen bestehen.
Gerhard Bäckers Berechnungen tref-
fen die Wirklichkeit besser als unse-
re vereinfachte Vergleichsrechnung,
da seine Zahlen etwas aktueller sind,
er unterschiedliche Haushaltstypen
einbezieht sowie die Sozialleistungen
berücksichtigt, die Arbeitnehmer er-
gänzend zum Arbeitsentgelt beziehen
können (Wohngeld, Kindergeld und
Kinderzuschlag).

Auch Bäcker kommt zu dem Er-
gebnis, dass ein Mindestlohn von
8,50 Euro die Stunde über dem Hartz-
IV-Anspruch liegt – bezogen auf Allein-
stehende und den Bundesdurch-
schnitt.

Er ermittelt einen erforderlichen
Stundenlohn von 7,98 Euro, um un-
abhängig von Hartz IV leben zu kön-
nen (siehe Tabelle, Zeile 3, Single).

Die Angaben zur Stadt München
(Zeile 4) illustrieren die große Bedeu-
tung der Wohnkosten für die Existenz-
sicherung.

Die Mietniveaus und die bei Hartz
IV geltenden Obergrenzen für die
Wohnkosten variieren stark. Ein aus-
reichender Mindestlohn bleibt zwar
die zentrale Forderung.

Notwendig sind aber ergänzend
auch Maßnahmen, die bezahlbaren
Wohnraum sichern (Mietpreisbegren-
zungen, sozialer Wohnungsbau) so-
wie verbesserte, kinderbezogene
Sozialleistungen.


